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Mit dem KRITIS-Dachgesetz soll die Richtlinie (EU) 2022/2557 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Resilienz kritischer Einrichtungen (sog. CER-

Richtlinie) in nationales Recht umgesetzt werden. Es handelt sich im Wesentlichen um eine 

1:1-Umsetzung der Richtlinie.  

Erstmals sollen sektorenübergreifende Regelungen zum physischen Schutz von KRITIS auf 

Bundesebene geschaffen und damit die bestehenden Regelungen zur IT-Sicherheit von 

KRITIS nach dem BSI-Gesetz ergänzt werden. Neben der Identifizierung von kritischen 

Anlagen sind u.a. nationale Risikoanalysen und Risikobewertungen sowie eine Verpflichtung 

der KRITIS-Betreiber zu geeigneten und verhältnismäßigen Resilienzmaßnahmen und die 

Meldung von erheblichen Vorfällen vorgesehen. 

Die Umsetzung der CER-Richtlinie (Umsetzungsfrist war 17. Oktober 2024) ist angesichts des 

fortgeschrittenen Vertragsverletzungsverfahrens (2. Stufe) dringlich. Daher ist eine 

Kabinettbefassung für den 10. September 2025 vorgesehen. 

Der Referentenentwurf ist im Regelungstext inhaltlich weitgehend unverändert zur Kabi-

nettfassung des vergangenen Jahres vom 6. November 2024. Änderungen sind insbesondere 

redaktioneller und rechtstechnischer Art sowie Klarstellungen (s. Vergleichsfassung): 

Die Ressortabstimmung innerhalb der Bundesregierung zum Gesetzentwurf ist noch nicht 

abgeschlossen; ich weise darauf hin, dass sich aus ihr noch Änderungen ergeben könnten. 

Auch die rechtssystematische und rechtsförmliche Prüfung ist noch nicht erfolgt. 

Den Referentenentwurf erhalten Sie nach § 47 GGO mit der Möglichkeit, hierzu eine Stellung-

nahme bis spätestens 

Donnerstag, den 5. September 2025 

zu übermitteln. Bitte übermitteln Sie Ihre Stellungnahmen auf elektronischem Wege an das 

Referatspostfach KM 4 (KM4@bmi.bund.de). 
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